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Kleine Anfrage 8629 
 
des Abgeordneten Thomas Nückel   FDP 
 
 
Abschlussbericht der Enquete-Kommission „Das Vertrauen in den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk durch Transparenz und Reformwillen stärken“ in Sachsen-Anhalt 
- Ableitungen für Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Der Reformdruck auf den öffentlich- rechtlichen Rundfunk nimmt nicht ab. Auch der siebte 
Medienänderungsstaatsvertrag, bekannt als „Reformstaatsvertrag“, hat diesen nicht 
gemindert. Dieser wurde öffentlich als wesentlicher und dringlicher Baustein für die 
Medienordnung gefeiert, der den öffentlich- rechtlichen Rundfunk moderner, schlanker und 
effizienter für die Zukunft aufstellen sollte. Dennoch haben sich seitdem weder Relevanz noch 
Akzeptanz, insbesondere unter jüngeren Menschen, gesteigert.  
Vielmehr scheint es, als ob der massive Anstieg von Programmbeschwerden zum Beispiel den 
anhaltenden Reformdruck nur noch bestätigen. 1 
 
In Sachsen-Anhalt hat sich daher eine Enquete-Kommission damit befasst, den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk zukunftsfest aufzustellen. Der Abschlussbericht der Kommission „Das 
Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk durch Transparenz und Reformwillen 
stärken“ würdigt den Reformstaatsvertrag auch als wichtigen Fortschritt, betrachtet diesen 
aber ausdrücklich nicht als Ende der Reformen. Der öffentlich- rechtliche Rundfunk bleibt 
unverzichtbar für eine demokratische Öffentlichkeit, muss aber weiter grundlegend reformiert 
werden, um Vertrauen und Akzeptanz zu sichern.  
Darüber hinaus geht der Abschlussbericht mit seinen Handlungsempfehlungen weiter als der 
Reformstaatsvertrag: Es werden zum Beispiel Reformen explizit an eine Beitragsstabilität 
gebunden sowie bestehenden Aufsichts-, Vergütungs- und Organisationsstrukturen 
grundsätzlich in Frage gestellt.  
Insbesondere das Sondervotum der größten Regierungsfraktion in Sachsen-Anhalt geht 
darüber hinaus. Darin wird nicht nur eine langfristige Absenkung des Rundfunkbeitrags 
gefordert, sondern auch ein gemeinsamer öffentlich-rechtlicher Anbieter mit regionalen 
Repräsentanzen. Begründet wird dies mit historisch gewachsene Struktur aus 
Landesrundfunkanstalten und nationalen Angeboten, die mittlerweile als ineffizient bewertet 
werden. Dessen Auftrag soll deshalb streng auf solche Angebote begrenzt werden, die der 
private Medienmarkt nicht ausreichend bereitstellt, nämlich Informationen rund um die 
Themenfelder Wirtschaft, Politik, Gesellschaft und Kultur. 2 
 
Während die CDU-Landtagsfraktion in Sachsen-Anhalt eine Art Systemwechsel für den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk fordert, bezeichnet die Landesregierung in  
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Nordrhein-Westfalen dagegen bereits den Reformstaatsvertrag als größte Umstrukturierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, ohne ein darüberhinausgehendes Zielbild zu 
formulieren. 
Dabei verlangt die dynamische Entwicklung in der Medienpolitik durch Digitalisierung, 
Künstliche Intelligenz und sich ändernde Nutzungsgewohnheiten auch einen mutigen 
Reformwillen des Medienlandes Nordrhein-Westfalen.  
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung den Abschlussbericht der Enquete-Kommission „Das 

Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunk durch Transparenz und Reformwillen 
stärken“?  

 
2. Wie bewertet die Landesregierung das Sondervotum der CDU-Landtagsfraktion in der 

Enquete-Kommission des Landtags Sachsen-Anhalt? 
 
3. Welche grundsätzlichen Schlussfolgerungen zieht die Landesregierung aus dem 

Sondervotum der CDU-Landtagsfraktion in der Enquete-Kommission des Landtags 
Sachsen-Anhalt? 

 
4. In welchen Bereichen sieht die Landesregierung über die bisherigen 

Medienänderungsstaatsverträge hinaus weiteren Reformbedarf im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk? 

 
5. Wie beurteilt die Landesregierung die regionale Vielfalt im WDR-Programm? 
 
 
 
Thomas Nückel  
 


